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I. Wege aus der Weltkrise 

Hans Christoph Binswanger  

Nachhaltige Wirtschaft − Geldmaschine abstellen,  
Aktienrecht umstellen 

Die Wachstumsfalle   
Das stete Wirtschaftswachstum in der Zeit nach dem Zweiten Welt-
krieg − zuerst in Europa und in den USA, dann auf globaler Ebene − 
hat zu einer großen Vermehrung des Reichtums geführt, gleichzeitig 
aber auch zu einer beschleunigten Ausbeutung der natürlichen Res-
sourcen und zur Belastung der Umwelt durch Abfälle und Emissionen. 
Da die Natur − und damit der Ressourcenvorrat und die Umweltkapa-
zität − begrenzt ist, müssen das ökonomische Ziel der Reichtumsmeh-
rung durch fortgesetztes wirtschaftliches Wachstum und das ökologi-
sche Ziel der Erhaltung der endlichen Natur miteinander unausweich-
lich in Konflikt geraten. Zwar hat man schon über Jahrzehnte vielfälti-
ge Massnahmen ergriffen, um die Effizienz des Ressourceneinsatzes 
zu erhöhen und die Umwelt zu schützen, aber das wirtschaftliche 
Wachstum hat im Großen und Ganzen alle diese Massnahmen über-
spielt. Eine echte Qualifizierung des Wachstums im Sinne der Nach-
haltigkeit ist bisher nicht gelungen. Die quantitative Produktionsmen-
ge ist stärker gestiegen als der Ressourcenverbrauch pro Produktions-
einheit gesunken ist, z. B. die Anzahl der Autos und die Fahrkilometer 
stärker als die Reduktion des Benzinverbrauchs und damit der CO2-
Emissionen pro Auto und Fahrkilometer. Viele Belastungen der Um-
welt, insbesondere der Verbrauch von Boden für Siedlungen und Stra-
ßen, haben sich sogar uneingeschränkt fortgesetzt. Will man den Res-
sourcen- und Umweltverbrauch bremsen, also von der Effizienz- zu 
einer nachhaltigen Suffizienzstrategie übergehen, ist eine dauernde 
Senkung der Wachstumsraten notwendig.  

Eine solche Senkung schien bis vor kurzem ein aussichtsloses Un-
terfangen zu sein, waren doch alle Bemühungen darauf ausgerichtet, 
ein möglichst hohes Wachstum des so genannten „realen“ Bruttosozi-
alprodukts zu garantieren. Dies aber hat sich geändert. Das Wachstum 
ist  in eine spekulative Finanzblase ausgeartet, der Ansätze für eine 
neue Inflationsphase vorausgegangen waren. Diese „Ausartung“ des 
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Wachstums hat man lange Zeit übersehen. Das plötzliche Platzen der 
Finanzblase im Jahr 2008 und die daraus folgende Wirtschaftskrise 
haben aber deutlich werden lassen, dass das Wachstum des Sozialpro-
dukts mit der Gefahr von Schäden verbunden ist, die die Funktions-
weise der Wirtschaft selbst betreffen. Will man diese Schäden vermei-
den, muss die einseitige Ausrichtung der Wirtschaft auf Wachstum 
schon aus ökonomischen Gründen aufgegeben werden. Dazu sind 
durchgreifende Reformen notwendig, die die institutionellen Grund-
lagen der Wirtschaft, auf welchen diese einseitige Ausrichtung auf ho-
he Wachstumsraten beruht, verändern (vgl. Binswanger 2006). 

Die Geldmaschine   
Der Wachstumstrend der modernen Wirtschaft gründet auf der unbe-
grenzten Fähigkeit der Zentralbank zur Ausgabe von Banknoten, d. h. 
von Papiergeld, sowie der Möglichkeit der Banken zur Schaffung von 
Buchgeld, d. h. von Guthaben auf den Girokonten, welche die Nicht-
Banken (Unternehmen, Staat und Haushalte) bei den Banken unterhal-
ten. Das Buchgeld kann zwar in Papiergeld eingelöst werden, aber das 
Papiergeld nicht mehr in Gold oder Silber. Daraus ergibt sich das Po-
tenzial zu einer im Prinzip „unendlichen“ Kredit- und Geldschöpfung 
aus dem „Nichts“. 

Die Erhöhung der Geldmenge und der Kredite ist attraktiv für die 
Banken, weil sie durch die Zinsen, welche die Nicht-Banken für die 
Kredite bezahlen, Gewinne erzielen, und zwar umso mehr Gewinne, 
als sie die Möglichkeit zur Erhöhung der Kredit- und Geldmenge voll 
ausschöpfen und je niedriger die Zinsen sind, welche die Zentralban-
ken verlangen, wenn sie den Banken das von ihnen benötigte Papier-
geld (nach-)liefern.  

Für die Nicht-Banken ist die Erhöhung der Geldmenge durch Kre-
dite ebenfalls attraktiv:  
• für die Unternehmen, wenn sie mit dem zusätzlichen Geld Investi-

tionen tätigen, um zusätzliche Gütermengen zu produzieren und 
diese mit Gewinnen verkaufen können, die höher sind als die von 
ihnen zu bezahlenden Zinsen,  

• für die Haushalte, wenn sie mit dem zusätzlichen Geld Vermö-
genswerte kaufen, von denen sie annehmen dürfen, dass deren 
Wertsteigerung in der Zukunft größer ist als der Zinssatz,  

• für den Staat, wenn er mit dem zusätzlichen Geld seine steigenden 
Ausgaben vorfinanzieren kann, in der Annahme, dass wegen der 
Erhöhung der Geldmenge und den daraus resultierenden höheren 
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Gewinnen der Unternehmen sowie wegen der höheren Einkommen 
der Haushalte die Zunahme der Steuereinnahmen größer sein wird 
als die Zinsen, die man den Banken schuldet.  

Somit kommt alles auf dieses „wenn“ an. Der „Zaubertrick“ der mo-
dernen Wirtschaft ist nun, dass die Bedingung dieses Zaubertricks ge-
rade durch die Nachfrage der Unternehmen nach zusätzlichem Geld 
selbst gewährleistet ist, denn dann können die höheren Produktions-
mengen wegen der Zunahme der Geldmenge mit entsprechend höhe-
ren Gewinnen abgesetzt werden und in der Folge auch die Vermö-
genswerte und die Steuereinnahmen weiter steigen. Warum? Weil sich 
die mit Hilfe der Geldvermehrung finanzierten Investitionen dadurch 
realisieren, dass zusätzlich Produktionsleistungen − Arbeit, Energie, 
Rohstoffe − in den Produktionsprozess einbezogen werden und damit 
auch die Haushalte zusätzliches Einkommen erhalten. Dabei geht der 
Einkommenseffekt der Investitionen dem Produktionseffekt voraus, 
denn die Leistungen der Haushalte müssen heute bezahlt werden, 
während die Produktion Zeit beansprucht und die Produkte erst mor-
gen verkauft werden können, nachdem sie hergestellt worden sind. 
Die Nachfrage der Haushalte steigt mit der Erhöhung der Einkommen, 
während die Unternehmen erst die Produkte der Vorperiode anbieten, 
die vor der neuen Investition produziert worden sind. Für deren Her-
stellung haben sie also im Betrag der neuen Investition weniger Geld 
ausgegeben. Da Gewinne die Differenz sind zwischen den Einnahmen 
und den Ausgaben für die Produkte, aus deren Verkauf die Einnah-
men erzielt werden, entstehen auf diese Weise gesamtwirtschaftlich 
ständig Gewinne. Diese sind wiederum die Voraussetzung dafür, dass 
Investitionen getätigt werden und damit das weitere wirtschaftliche 
Wachstum, das auf der Fortsetzung der Investitionen beruht, attraktiv 
bleibt. So hält sich der Wachstumsprozess selbst im Gange. Er wird zu 
einem perpetuum mobile.   

Die Aktiengesellschaft   
In diesem Zusammenhang spielen die Aktiengesellschaften und der 
mit den Aktiengesellschaften verbundene Wachstumsdrang eine be-
sondere Rolle. Sie sind der wichtigste Promotor eines „unendli-
chen“ Wachstums, aber dadurch auch verantwortlich für die Überfor-
cierung desselben. Der Wachstumsdrang ergibt sich daraus, dass die 
Aktiengesellschaft bzw. die Aktionäre, wenn sie schon das Risiko der 
Investition eingehen, nicht nur einen minimalen, sondern einen mög-
lichst großen Reingewinn erzielen wollen. Dieses Streben nach Ge-
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winnmaximierung wird dadurch verstärkt, dass sich der Wert des Ei-
genkapitals bzw. der Aktien, d. h. der Preis, zu dem eine Aktie an der 
Börse verkauft werden kann, orientiert am Gegenwartswert der Sum-
me der mit dem Zinssatz abdiskontierten erwarteten künftigen Gewin-
ne; und weil die Gewinnerwartung und damit auch die Dividenden-
erwartung umso höher ist, je größer die Investitionen sind, je größer 
also das Wachstum der Produktion ist.  

Der Wachstumsdrang macht aber nicht bei der Finanzierung des re-
alen Wachstums halt. Vielmehr werden in der Dynamik der Geldver-
mehrung auch Bankkredite aufgenommen, die nicht der Finanzierung 
produktiver Investitionen dienen, sondern dazu, spekulative Vermö-
genswerte zu kaufen. Man kauft Aktien, weil man annehmen kann, 
dass sie im Preis steigen werden, wenn sich die Nachfrage wegen der 
ständigen Geldausweitung weiter erhöht. Wenn man sie jetzt kauft, 
kann man daher ohne Anstrengung einen Vermögensgewinn erzielen. 
Es lohnt sich daher, sich zu verschulden, also Kredite aufzunehmen 
und dafür Zinsen zu zahlen, wenn der Zins niedrig und die erwartete 
Preissteigerung der Aktien höher ist als der Zins.  

Diese Erwartung ist eine Spekulation. Sie ist allerdings − wie jede 
Spekulation – gefährdet und zwar insbesondere dadurch, dass die Zin-
sen, die man für die spekulativen Kredite aufgenommen hat, steigen 
können. Sie steigen, wenn die Zentralbank die Kredite für die Zurver-
fügungstellung von Zentralbankgeld, die die Banken wegen der Aus-
weitung ihrer Kredite benötigen, nur noch gegen höhere Zinsen ge-
währt. Die Zentralbanken erhöhen die Zinsen, wenn sie wegen der 
spekulativen Geldvermehrung, die nicht mehr zu einer realen Güter-
vermehrung führt, eine inflationäre Entwicklung befürchten müssen. 
Dann kommt es, weil die Zinsen zu hoch werden, um die spekulativen 
Kredite zu rechtfertigen, zu einer Krise. Genau dies ist im Jahr 2008 
geschehen. 

Was ist aber, wenn es keine Finanzkrisen geben würde? Wäre dann 
alles in Ordnung? Nein, weil sich der Wachstumsdrang nur durchset-
zen lässt, wenn genügend natürliche Ressourcen vorhanden sind, aus 
denen die Rohstoffe und die Energie gewonnen werden, welche die 
Basis der Produktion bilden. Dabei gilt: Die Rohstoffe und Energieträ-
ger können der Natur entnommen werden, ohne dass der Eigentümer 
etwas dafür bezahlen muss; der Verbrauch der Natur ist für ihn gratis. 
Dies kommt einer Verschuldung gegenüber der Natur gleich, die man 
nicht begleichen muss. Das macht es lukrativ, sich möglichst viele Res-
sourcen der Natur anzueignen und diese zu verwerten. Denn es ent-
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stehen dort die größten Gewinne, wo man etwas verkaufen kann, das 
man nicht gekauft hat, weil man es ohne Bezahlung in Besitz nehmen 
konnte.  

Trotzdem wird das Wirtschaftswachstum mehr und mehr mit der 
langfristigen Knappheit der Natur konfrontiert, weil die Eigentümer 
der natürlichen Ressourcen in Voraussicht künftiger Engpässe heute 
schon höhere Preise verlangen, die morgen zur Verteuerung der Pro-
duktion führen. Daraus resultiert eine Inflationstendenz nicht nur we-
gen Erhöhung der Geldmenge, sondern auch wegen Verknappung der 
natürlichen Ressourcen. Dies gilt insbesondere für Energie und Nah-
rungsmittel. Deren Preise sind zwar infolge der Wirtschaftskrise wie-
der gefallen, dürften aber schnell wieder steigen, wenn die Krise 
überwunden werden kann.  

Wachstumsbegrenzung   
Unter diesen Umständen ergibt sich schon aus rein ökonomischen 
Gründen, d. h. sowohl zur Vermeidung der aus der Spekulationsanfäl-
ligkeit sich ergebenden Krisen wie der Vermeidung von Inflation, die 
Notwendigkeit, das Wachstum in Grenzen zu halten. Mit der ökono-
mischen Notwendigkeit zur Wachstumsbegrenzung öffnen sich zu-
gleich neue Chancen, um das Wachstum durch entsprechende Refor-
men auf ein Niveau zu senken und in der Struktur so zu ändern, dass 
es mit den ökologischen Anforderungen kompatibel wird. Die Effi-
zienzstrategie kann in eine Suffizienz- und Konsistenzstrategie über-
gehen – nachhaltige Wirtschaft.  

Praktische Reformen: strategische Ansatzpunkte   
Die Analyse der für das Wirtschaftswachstum maßgebenden Bedin-
gungen − des im Bankensystem enthaltenen Potenzials einer überbor-
denden Kredit- und Geldschöpfung sowie der Dominanz der auf 
ständige Erhöhung der Börsenwerte der Aktien ausgerichtete Aktien-
gesellschaft − gibt an, wo die Reformen zur Kontrollierung des Wachs-
tums ansetzen müssen. Ich sehe zwei strategische Ansatzpunkte. 

Es geht zum einem und vor allem um eine Reform des Geldsystems. 
Ausgangspunkt könnte die Idee des 100-%-Geldes des amerikanischen 
Ökonomen Irving Fisher sein, die er nach der Krise von 1929 entwi-
ckelt hatte (Fisher 2007) und die wieder hoch aktuell geworden ist 
(Huber & Robertson 2008). Danach erhält die Zentralbank das aus-
schließliche Recht zur Geldschöpfung, indem die Banken verpflichtet 
werden, die Sichtguthaben, also das Buch- oder Bankgeld, zu 100 % 
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durch Zentralbankguthaben bzw. Banknoten zu decken. Damit kann 
eine Vermehrung des Geldes ins Uferlose, sei es in den Aufbau speku-
lativer Blasen und/oder in eine inflationäre Preissteigerung verhindert 
und die Geldschöpfung in ökologisch verträglichen Maßen gehalten 
werden. 

Die Reform des Geldsystems muss zum anderen durch eine Reform 
des Aktienrechts ergänzt werden. Aktiengesellschaften sind eine 
Schöpfung des Staates. Daher haben die Eigentumsrechte der Aktionä-
re nur bedingten Charakter – bedingt durch die Gesetzgebung des 
Staates. Es besteht somit im Grundsatz die Möglichkeit, durch Ände-
rung der Gesetzgebung deren Inhalt zu verändern. Dazu könnte eine 
Begrenzung der Geltungsdauer der börsennotierten Aktien – z. B. auf 
20 oder 30 Jahre – gehören, mit Rückzahlung des ursprünglichen Kapi-
taleinsatzes nach Ablauf der Geltungsdauer.  

Wie sich mathematisch zeigen lässt, würde durch eine solche Be-
grenzung die Steigerung der Aktienwerte automatisch verringert − 
und damit auch der Wachstumsdrang, der sich aus der Aussicht auf 
eine ständige Steigerung des Aktienwerts durch das Wachstum der 
Wirtschaft ergibt. Damit würde nicht nur das Risiko verringert, dass 
sich immer neue Finanzblasen bilden, die nach kurzer Zeit wieder 
platzen; wegen der Minderung der Wachstumsrate würden auch der 
Ressourcenverbrauch und die Umweltbelastung reduziert.   

Für den langfristigen Umbau der Wirtschaft sollten daher Unter-
nehmensformen geschaffen werden, die sich stärker am Stiftungsge-
danken und am Genossenschaftsgedanken orientieren. Stiftungen und 
Genossenschaften sind ihrem Zweck nach auf andere Ziele als auf 
Gewinnmaximierung ausgerichtet. Sie sind nicht an der Börse notiert 
und damit nicht spekulationsanfällig. Sie haben daher auch eher die 
Möglichkeit, sich auf ökonomische, soziale und ökologische Nachhal-
tigkeitsziele auszurichten.  

Mit Hilfe solcher Reformen – von Geldwesen und Aktiengesell-
schaft − sollten der Wachstumsdrang der Wirtschaft und das Wachs-
tum des Sozialprodukts so weit reduziert werden können, dass eine 
echte Chance für eine nachhaltige Wirtschaftsweise entsteht.  

Literatur 
Binswanger, Hans Christoph (2006): Die Wachstumsspirale. Marburg. 
Fisher, Irving (2007): 100%-Geld. Übersetzt von Klaus Karwat. Kiel. 
Huber, Joseph & James Robertson (2008): Geldschöpfung in öffentlicher Hand. Kiel. 
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Zu diesem Jahrbuch 

„Seal a Deal“ – schließt einen Pakt zur Rettung der Welt! Der General-
sekretär der Vereinten Nationen meinte es ernst: Die Weltwirtschaft 
müsse sauberer, grüner und nachhaltiger werden; sie sei zu schmutzig, 
zu schwarz und nicht zukunftsfähig. Er suchte Unterstützung für sei-
ne Vertragsidee dort, wo er starke Verbündete vermutet – in der Wirt-
schaft. Und er forderte die Wirtschaftslenker auf mitzuhelfen, auch die 
politische Führung auf den Pakt einzuschwören. Es ginge schließlich 
um viel, um die Klimafrage, um den Erfolg der entscheidenden UN-
Klimakonferenz in Kopenhagen. Es geht aber noch um viel mehr: Es 
geht um die Ressourcenfrage. 

Die Kolonialgeschichte ist voller Beispiele von Ressourcenkonflik-
ten; Plünderung, Gewalt und Übervorteilung waren ihre Kennzeichen. 
Konflikte nehmen zu und werden heftiger, wenn die Ressourcen knap-
per werden oder die Zahl der Nachfrager steigt. Wir sind ganz offen-
sichtlich in einer (neuen) Phase der Konfliktverschärfung angelangt: 
Bei vielen nicht-erneuerbaren Ressourcen ist die maximale Extraktion 
(peak) überschritten, steht unmittelbar bevor oder ist bereits in absolute 
Knappheit übergegangen, während die Nutzung erneuerbarer Res-
sourcen überzogen wurde, erst noch aufgebaut werden muss oder zu 
neuartigen Widersprüchen führt. Die Weltbevölkerung nimmt weiter-
hin jährlich um 80 Millionen Menschen zu, dynamische Länder tau-
chen auf dem Weltmarkt auf und unternehmen vielfältige Anstren-
gungen, den Wettbewerb um Ressourcen zu ihren Gunsten zu ent-
scheiden.  

Wenn Wettbewerb entsteht, kommt es gelegentlich aber auch zu 
neuen Ideen und Konzepten. „Steigerung der Ressourceneffi-
zienz“ und „Erhöhung der Materialproduktivität“ wurden zu Leit-
ideen. Bei den erneuerbaren Ressourcen wurde Schonung zum Thema, 
bei den nicht-erneuerbaren Ressourcen steht Recycling seit geraumer 
Zeit oben an – neuerdings gar in Dimensionen, für die es im Deut-
schen noch gar keine Begriffe gibt: „urban mining“ und „waste mi-
ning“. Und es gibt Begrenzungskonzepte, die aus der Not geboren 
wurden: Weil die Grenzen der Biokapazität weit überschritten sind, 
weil die Spuren, die wir dem Planeten Erde aufdrücken und die Las-
ten, die wir ihm aufbürden, zu groß und zu schwer geworden sind, 
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muss der „ökologische Fußabdruck“ kleiner, muss der „ökologische 
Rucksack“ leichter werden.  

Aber wie soll das geschehen? Bessere Technik kann helfen, ein Fak-
tor X ist möglich, Eco-Design muss her – sagen die einen. Aus der 
Wachstumsfalle heraustreten, Genügsamkeit zum Thema machen, Ge-
rechtigkeit walten lassen – sagen die anderen. Die Entzündlichkeit der 
Welt ist ohne Zweifel größer geworden, doch Krieg um Ressourcen 
muss es nicht unbedingt geben, wenn, ja wenn die ökologische Lern-
fähigkeit zunimmt und der politische Wille zu smarter Regulation ent-
steht, die den Markt begrenzt und zugleich befriedet.  

Das vorliegende Jahrbuch ist zeitlich umfassend, mit Rückblick in 
die Geschichte und Ausblick in die Zukunft. Es ist inhaltlich und kon-
zeptionell voll spannender Ideen und Beispiele um die Erschließung, 
die Schonung und das Recycling von Ressourcen. Es zeigt, wie wir 
vom „Ressourcenfieber“ befreit werden können, wie die Wirtschaft 
schlanker, die Gesellschaft genügsamer, wie Institutionen zu Umwelt-
kommissaren und Nachhaltigkeitsagenten werden können.  

Und natürlich geht es auch um die aktuelle Finanz- und Wirt-
schaftskrise. Wir, die Autoren und Gestalter des Jahrbuchs Ökologie 
haben sie kommen sehen, weil sie auf ungebremstem Wachstums-
drang, auf Gier, Rücksichtslosigkeit und institutionellen Schwächen 
beruhen, jenen Faktoren, die schon früh die Ökologiefrage hatten ent-
stehen lassen. Wir haben daher die Beiträge zum aktuellen Krisendis-
kurs perspektivisch an den Anfang gestellt – darunter ein Beitrag in 
Englisch, die aufrüttelnde Rede des obersten Treuhänders des Plane-
ten Erde. Diese Krisen-Beiträge sind inhaltlich klar und eindeutig: öko-
logischer Strukturwandel, Dematerialisierung, neue Balance zwischen 
Staat und Markt, langfristig tragfähige Lebensweise – Versuche der 
Verständigung über den ökologischen Imperativ.  

Die Struktur des Jahrbuchs ist ansonsten unverändert, sodass auch 
diesmal neben den Perspektiven, Analysen, Trends und Innovationen 
die Rubriken Vordenker, Vorreiter, Umweltinstitutionen und Ökologie 
in Zahlen zu finden sind.  

Herausgeber, Redakteur, Lektorin und Korrektorin wünschen sich 
auch für das JAHRBUCH ÖKOLOGIE 2010 wiederum viele Leserinnen 
und Leser, Kritik, wo nötig, und Lob, wenn möglich.  
 
 
 
Die Herausgeber                                                                          Im Juli 2009 
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Friedrich Schmidt-Bleek 

Dematerialisierung – logische Konsequenz der Krise 

Wirtschaft und Technik, wie sie heute gestaltet sind, überfordern die 
ökologischen Lebenserhaltungssysteme, wovon extreme Wetterbedin-
gungen, die Erosion von Mutterböden, das Artensterben, der Klima-
wechsel, akuter Wassermangel und andere Umweltprobleme zeugen. 
Sie belegen, dass unsere Art zu wirtschaften nicht kompatibel ist mit 
der Erhaltung der Leistungen der Natur. Die Hauptursache der Un-
vereinbarkeit unserer Wirtschaft mit dem Schutz der Natur ist der un-
gehemmte Ressourcenverbrauch. Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft 
und Nachhaltigkeit der Wirtschaft sind daher nur möglich, wenn wir 
lernen, mit weniger natürlichen Ressourcen mehr Wohlstand für eine 
wachsende Zahl von Menschen zu erzeugen. 

Seit 2008 lautet eine EU-Definition für Öko-Innovation folgender-
maßen: „Öko-Innovation ist die Verwirklichung neuer und wettbe-
werbsfähiger Güter, Prozesse, Systeme, Dienstleistungen und Hand-
lungsweisen, die menschliche Bedürfnisse befriedigen und Lebensqua-
lität für alle Menschen schaffen mit einem lebenszyklusweit minima-
len Einsatz von natürlichen Ressourcen (Material einschließlich 
Energieträger und Landoberfläche) pro Einheit Output und einer mi-
nimalen Abgabe an gefährlichen Stoffen“. Schon die „Lissabon-
Strategie“ der EU von 2001 hatte verkündet, dass der effiziente Um-
gang mit natürlichen Ressourcen unabdingbare Voraussetzung sei für 
die nachhaltige Entwicklung der Wirtschaft, für die Schaffung von 
Arbeit und die Wettbewerbsfähigkeit Europas. Seither wurde aber erst 
wenig unternommen, um den Weg in diese Zukunft vorzubereiten. 

Die Finanzbranche wird gerettet – wer rettet die Umwelt?  
Ganz anders bei der derzeitigen Finanzkrise. Dazu schrieb der Chefre-
dakteur des Handelsblatts am 12. März 2008 dies: „Hier geht es um 
mehr als nur einen Einzelfall. Auf breiter Front gehören die naive 
Gläubigkeit gegenüber scheinbar unumstößlichen Fakten und Autori-
täten in Welt und Wirtschaft, Staat und Gesellschaft der Vergangen-
heit an“. Kaum besser könnte man auch die Umweltsituation nicht 
beschreiben. Hier wie dort geht es längst nicht mehr nur um Einzelfäl-
le. Hier wie dort kann der Markt, so wie er eingerichtet ist, die Prob-
leme nicht lösen. Hier wie dort müssen die systemischen Gründe, die 
Wurzelursachen für gefährliche Entwicklungen erkannt und Korrektu-
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ren am System vorgenommen werden. Anders gesagt: Ohne gesetzlich 
veränderte Rahmenbedingungen der Wirtschaft wird es keine stabile 
Ökosphäre geben können. Und solange es die nicht gibt, ist auch die 
Gesellschaft nicht zukunftsfähig.  

Finanzminister Peer Steinbrück fand im Spätherbst 2008 starke 
Worte: „Wenn es auf dem Finanzmarkt brennt, dann muss gelöscht 
werden, auch wenn Brandstifter am Werke waren!“ In nie da gewese-
ner Eile wurde in Deutschland ein 500-Mrd.-Euro-Banken-Rettungs-
paket geschnürt. Das war der damals veranschlagte (Un)Wert für die 
Verluste eines wichtigen Wirtschaftszweiges, die durch Unfähigkeit in 
den eigenen Chefetagen verursacht waren. Ein Rettungspaket, das 
zwei Jahresetats der Bundesregierung überstieg – und fortwährend 
teurer wurde.  

Im Vergleich dazu brennt es für die politischen Entscheidungsträger 
in der Umwelt offenbar noch nicht genug, obgleich seit den 80er Jah-
ren unverkennbar ist, dass es unter den für uns Menschen lebensnot-
wendigen Leistungen der Natur Schwelbrände gibt, die zusehends 
mehr in offenes Feuer übergehen: Verlust an Biodiversität, Wasser-
knappheit, Klimawandel, Wüstenbildung u. a. m.  

Weder für die globale Finanzkrise noch für die weltweite Umwelt-
krise gibt es bis heute ausreichende Bestandsaufnahmen und Früh-
warnsysteme. Hier wie dort führen fehlendes Systemverständnis und 
fehlendes Vorsorgedenken, kurzfristige Profitmaximierung, „giftige 
Produkte“ (Joseph Stiglitz) und Preise für Produkte, die die Wahrheit 
nicht sagen (Ernst U. von Weizsäcker), dazu, dass die Annäherung an 
nachhaltige Verhältnisse nicht möglich wird. Und ganz offensichtlich 
ist den meisten Entscheidungsträgern nicht bewusst, dass kein Geld 
und keine Technik in der Lage sein werden, einmal zerstörte Ökosys-
temleistungen wieder herzustellen. Wenn aber inzwischen überlegt 
wird, Manager in der Wirtschaft für schuldhaftes Fehlverhalten mit 
der persönlichen Haftung für Schäden am Unternehmen zu bestrafen, 
müsste man dann nicht auch erwägen, Politiker für Schäden haftbar 
zu machen, die durch Nichtverfolgen nachweislich notwendiger An-
passungen der Wirtschaft an die Gesetze der Natur entstehen?   

Ressourcenproduktivität  und Dematerialisierung 
Jared Diamond hat anhand des historischen Untergangs von Gesell-
schaften überzeugend aufgezeigt, wie das starre Festhalten an nicht 
mehr zeitgemäßen und scheinbar unumstößlichen Gewohnheiten und 
Autoritäten zur Vernichtung der lebensnotwendigen Leistungen der 
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Natur führt. Die Parallelen zur heutigen Situation liegen offen zu Tage. 
Über 90 % der technisch bewegten Natur wird heute zu Abfall, ehe die 
Konsumenten beispielsweise eine ärztliche Versorgung, ein Handy 
oder ein Auto zur Verfügung haben. Hierbei ist nicht einmal der 
Verbrauch von Wasser noch der Verbrauch von materiellen Ressour-
cen während der Nutzung der Produkte mitgezählt. Deshalb, so denke 
ich, müssen wir uns entweder mit weniger technikbasiertem Nutzen 
begnügen oder Techniken neu zu erfinden – sie dematerialisieren. 
Theoretisch ist eine drastische Dematerialisierung ohne Zweifel mög-
lich. Aber dieser Weg rechnet sich nicht – noch nicht. Die geltenden 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind hierfür nicht geeignet, die 
gegenwärtigen Marktverhältnisse sind eher dabei, Herzstillstand her-
beizuführen.   

Fehlende Gesamtsicht  
Ohne jede Frage ist die Sorge um die Klimaänderung und ihre Folgen 
in hohem Maße berechtigt (vgl. IPCC 2007). Man sollte dabei aber 
nicht vergessen, dass die derzeitigen Bemühungen zur Einschränkung 
der Klimafolgen systemisch betrachtet die Fortsetzung der alten Um-
weltpolitik (auf hoher Gefahrenebene) bedeuten. Es geht noch immer 
nicht um die Korrektur der Wurzelursachen der Umweltkrise, sondern 
nach wie vor um die Behandlung eines ihrer Symptome, dessen politi-
sche Anerkennung mehr als ein Jahrzehnt und enorm viel Geld für 
Forschung gekostet hat. Die heutige Klimapolitik hat mit Vorsorgepo-
litik wenig zu tun. Noch immer sind viele Entscheidungsträger davon 
überzeugt, die Wirtschaft könne primär durch die Minderung von 
CO2-Emissionen nachhaltig gemacht werden. Fast jeden Tag werden 
uns Rezepte zur CO2-Minderung angeboten, ob mit Forschungspro-
grammen in Milliardenhöhe, mit Vorschlägen zur Messung der Um-
weltverträglichkeit von Gütern und Dienstleistungen oder mit Emissi-
onszertifikaten. Das aber greift zu kurz, weil die Wurzelursache der 
Umweltprobleme in der Materialintensität der Wirtschaft liegt.  

Es greift zu kurz, weil der Klimawandel nicht nur durch die Emissi-
on von CO2 verursacht wird, weil die Umweltverträglichkeit vieler 
Produkte und Prozesse nicht vorwiegend vom Energieverbrauch be-
stimmt wird, sondern von ihrer Materialeffizienz, weil Kapazitätsaus-
lastung bei energie-verbrauchenden Produkten auch von ihrer Lang-
lebigkeit, ihrem Wasserverbrauch, ihrem Flächenbedarf beeinflusst 
wird, von ihrer Eigenschaft, Erosionen auszulösen, Fischbestände zu 
reduzieren und die Artenvielfalt zu gefährden.  
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Die Umweltfreundlichkeit von Produkten durch den „CO2-Fuß-
abdruck“ darzustellen ist nur dann sinnvoll, wenn das Produkt – oder 
besser gesagt: die durch seine Nutzung produzierte Dienstleistung – 
vom Energieverbrauch bestimmt wird. Dies kann zum Beispiel bei 
einem langlebigen elektrischen Händetrockner der Fall sein. Anderer-
seits kann eine 20-prozentige Einsparung von Treibstoff beim Pkw als 
„greenwashing“ bezeichnet werden, weil bei 250 000 km Gesamtleis-
tung diese Einsparung nur eine etwa 5-prozentige Verbesserung des 
lebenszyklusweiten Materialinputs bedeutet (wobei die materialinten-
sive Infrastruktur nicht einmal berücksichtigt ist). Erfolg bei der tech-
nischen Verminderung von Emissionen bedeutet also nicht unbedingt 
auch Einsparung von natürlichen Ressourcen. Oft kostet Emissionsre-
duzierung erhebliche zusätzliche Ressourcen (z. B. bei der bereits er-
reichten Verminderung von SO2 und bei der Abscheidung von CO2 
aus den Abgasen von Kraftwerken). Da eine Dematerialisierung der 
Wirtschaft generell zur Verminderung des Energiebedarfs führt, soll-
ten stattdessen Maßnahmen zur Dematerialisierung gründlich er-
forscht und schnell umgesetzt werden. 

Langfristoptik gefragt  
Eine systemisch fehlgepolte Wirtschaft partiell regulieren zu wollen ist 
genau so kurzsichtig, wie sich immerzu nur mit einzelnen ausgewähl-
ten Umweltproblemen zu befassen. So ist beispielsweise die Absicht, 
Arbeitsplätze durch Subventionen des Konsums neuer Produkte (z. B. 
Abwrackprämie) sichern oder mehren zu wollen, nicht nur ökono-
misch fragwürdig. Sie läuft auch der Annäherung an die ökologische 
Stabilität zuwider, weil jeder Mehrkonsum auch Mehrverbrauch an 
natürlichen Ressourcen bedeutet (selbst dann, wenn der Material-
verbrauch in der Nutzungsphase bei neuen Produkten geringer ist 
und kein Rebound-Effekt entsteht). Auch ist es system-ökologisch 
nicht sinnvoll, den Einsatz von fossilen Treibstoffen durch angebaute 
Biomasse zu ersetzen, weil die ökologischen Rucksäcke solcher 
„Agrotreibstoffe“ sehr viel größer sind als die von konventionellen 
Treibstoffen – ganz abgesehen von ethischen Bedenken. Kurzsichtig ist 
es aber auch, wenn sich die Umweltpolitik auf einzelne ökologische 
Folgen des hohen Materialverbrauchs der Wirtschaft konzentriert, an-
statt die Dematerialisierung der Wohlfahrtsbeschaffung insgesamt vo-
ranzutreiben. 
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Wege aus der Krise  
Bessere Technik  
Trägt man den Pro-Kopf-Verbrauch an nicht-nachwachsenden natürli-
chen Ressourcen pro Jahr gegen die Patentanmeldungen pro Kopf in 
den EU-Mitgliedsländern auf, so zeigt sich, dass der Pro-Kopf-
Verbrauch linear mit der Innovationskraft eines Landes wächst. Diese 
Situation gab u. a. Anlass zu der oben angeführten EU-Definition für 
Öko-Innovation, die auch darauf hinweist, dass konventionelle Um-
welttechnik nicht länger ausreicht. Schon die schrittweise Demateriali-
sierung führt in manchen Fällen zur zwei- bis vierfachen Erhöhung 
der Ressourcenproduktivität. Jedoch erfordert die ausreichende Ent-
koppelung von Produktion und Konsum (Bruttoinlandsprodukt – BIP) 
vom Ressourcenverbrauch die Gestaltung völlig neuer Systeme, Güter 
und Dienstleistungen. Ein beflügelndes Beispiel eines solchen „Eco-
Designs“ ist der Schiffsantrieb durch Drachen (SkySails), ein anderes 
der Ersatz von materialaufwendigen Reinigungsverfahren durch die 
Aufbringung selbstreinigender Lotusoberflächen auf Textilien, Nass-
zellen und Fensterscheiben (Lotus-Effekt). 

Die Realität des Themas Ressourcenproduktivität sieht jedoch eher 
düster aus. Studien haben gezeigt, dass bei der mittelständischen In-
dustrie in Deutschland heute im Schnitt etwa 20 % mehr Geld für Res-
sourcen ausgegeben wird als für den vermarkteten Output eigentlich 
nötig wäre. Dabei sind die möglichen Einsparungen in der Regel mit 
relativ geringen Investitionen erreichbar. 

Messbare Ziele 
Neue Werte für die Zivilgesellschaft zu schaffen, setzt die Vereinba-
rung von messbaren Zielen voraus, vorzugsweise mit Zeitfestlegun-
gen. Während die Ausprägung menschlicher Ziele und die Mittel zu 
ihrer Verwirklichung in vielfacher Weise von geschichtlicher und kul-
tureller Herkunft bestimmt sind, leben alle Menschen von den ökosys-
temischen Leistungen des einen Planeten. Der Schutz dieser verletzli-
chen Leistungen ist deshalb die Verpflichtung aller und das Recht zur 
Nutzung von Natur sollte ein Grundrecht aller Menschen sein.  

So schlug der Verfasser dieses Beitrages vor, bis zum Jahre 2050 den 
Verbrauch von nicht-nachwachsenden natürlichen Ressourcen auf 5 
bis 6 t pro Kopf Jahr zu begrenzen. Für die OECD-Länder würde dies 
im Schnitt eine Dematerialisierung ihrer Wirtschaftsweise um den 
Faktor 10 bedeuten, während sie für etwa drei Viertel der Weltbevöl-
kerung die weitere Ausdehnung ihres Bedarfs ermöglichte. Des Weite-
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ren müssten bis 2050 die globalen Treibhausgasemissionen auf 2 t CO2-
eq. pro Kopf und Jahr reduziert werden. Und was den „Ökologischen 
Fußabdruck“ des Menschen angeht, so sollte sich dieser bis dahin auf 
etwa 1,2 Hektar einpendeln (vergleiche hierzu den Beitrag von Fried-
rich Hinterberger in diesem Band). 

Keine Frage: Diese globalen Zielvorgaben müssen weiter diskutiert 
werden. Unabhängig von entsprechenden künftigen Vereinbarungen 
müssen zu ihrer Umsetzung Indikatoren entwickelt werden, ohne die 
ein Management nicht möglich ist. Diese Indikatoren müssen aus 
messbaren Größen bestehen, richtungssicher sein, auf wissenschaftli-
chen Erkenntnissen und anerkannten Richtlinien beruhen und sich an 
den Gesetzen der Natur ausrichten. 

Der MIPS-Indikator (Material-Input pro erzeugter Serviceeinheit) und 
der „Ökologische Rucksack“ werden schon vielerorts als Indikatoren 
verwendet, TMR (total material requirement) und TMC (total material 

consumption) werden auf der Ebene von Wirtschaftsräumen eingesetzt. 
Der „Ökologische Fußabdruck“ hat als Sinnbild für Umweltbelastun-
gen in kurzer Zeit viel Aufmerksamkeit gefunden. Und so ist denn gar 
die Notwendigkeit entstanden, diese Indikatoren für nachhaltige Ent-
wicklung zu harmonisieren. 

Andere Rahmenbedingungen  
Bisher gibt es weder effektive politische Instrumente noch hinreichen-
de wirtschaftliche Anreize, die erforderliche Dematerialisierung der 
Wirtschaft auf den Weg zu bringen. Bei der klassischen Umweltpolitik 
steht die Vermeidung der Emission von Schadstoffen weiterhin im 
Vordergrund, deren Auswirkungen traditionell als „externe Effek-
te“ bezeichnet werden. Die aus deren Analyse folgenden Politikemp-
fehlungen sind wissenschaftlich nur schwach begründet, weil es Hun-
derttausende von Schadstoffemissionen und Millionen von Produkten 
gibt, deren gänzlich verschiedene Auswirkungen auf die Umwelt we-
der  verlässlich quantifiziert noch monetarisiert werden können. Diese 
konzeptionellen Probleme legen es nahe, die künftigen Maßnahmen 
der Umweltpolitik vorzugsweise auf die Ressourcenproduktivität (das 
heißt: auf Dematerialisierung) auszurichten. Dies auch deshalb, weil 
die Menge der Emissionen von der aus der Natur entnommenen Men-
ge an Ressourcen abhängt und Inputpunkte von Ressourcen in die 
Wirtschaft zahlenmäßig viel geringer sind als die Quellen von Emissi-
onen. Dennoch wird die praktische Umweltpolitik künftig wohl beide 
Wege beschreiten, weil Emissionen und Produktqualitäten schon seit 
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Jahrzehnten gesetzlichen Bestimmungen unterliegen. Doch muss in 
der anstehenden neuen Phase der Umweltpolitik der vorsorgende 
Schutz der lebenswichtigen Ökosysteme hinzukommen, weil sonst die 
notwendige Annäherung an Nachhaltigkeit nicht gelingen kann. 

Ein Programm für Nachhaltigkeit 
Angesichts der Tatsache, dass die Globalisierung des westlichen Le-
bensstils nicht möglich ist, dass die ökologischen Konsequenzen des 
ungehemmten Ressourcenverbrauchs zu kostspielig sind und dass 
ernsthafte biologisch-physikalische Gefährdungen bestehen, möchte 
ich an dieser Stelle vorschlagen, ein Programm zum Aufbau einer 
nachhaltigen Wirtschaft aufzulegen, das es innerhalb kurzer Frist er-
möglicht: 
• die Anpassung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen an die 

Gesetze der Natur gesetzlich zu regeln; 
• die Dematerialisierung der Wirtschaft um einen Faktor 5 zu ermög-

lichen; 
• die Voraussetzungen zu schaffen, die Energieversorgung von Im-

porten abzukoppeln; 
• öffentliche Einrichtungen für Informationen zur Dematerialisierung 

zu schaffen; 
• die Entwicklung neuer Werkstoffe voranzutreiben, um knapper 

werdende natürliche Stoffe zu ersetzen; 
• die Entwicklung biologisch abbaubarer Werkstoffe voran zu brin-

gen, um Teile der Wirtschaft in die natürlichen Abläufe zu integrie-
ren. 

Die Kosten eines solchen Programms wären nicht unerheblich, wür-
den aber neben der Grundlegung einer nachhaltigen Wirtschaft zahl-
reiche qualifizierte Arbeitsplätze schaffen.  
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R. Andreas Kraemer, Nils Meyer-Ohlendorf & Christiane Gerstetter  

Ökologische Transformation – Chancen und Risiken 

Das Jahr 2008 war kein besonders gutes Jahr für viele Menschen auf 
dem Globus. Nicht nur mit einer, sondern mit den Auswirkungen 
gleich mehrerer Krisen sah sich die Welt konfrontiert: einer akuten 
von den USA ausgehenden Krise des Finanz- und Bankensystems, mit 
hohen Preisen für Öl und Lebensmittel als Ergebnis jeweils schon län-
ger anhaltender Energie- und Nahrungsmittelkrisen, und dem bedroh-
lichen Klimawandel.   

Vielen Krisen, gemeinsame Ursachen   
Über die Ursachen der Finanz- und Wirtschaftskrise besteht noch kei-
ne Einigkeit. Konsens aber besteht darüber, dass die fehlende Regulie-
rung der Finanzmärkte und des US-Immobilien-marktes eine wichtige 
Rolle gespielt haben. Das Streben nach hohen Renditen in kürzestmög-
licher Zeit und mangelhaftes Risikomanagement kommen hinzu. Mak-
roökonomische Ungleichgewichte, insbesondere zwischen den USA 
und China, haben das Übergreifen der Finanzkrise auf die Realwirt-
schaft begünstigt – und zu einer Wirtschaftskrise geführt.   

Während die Ursachen dieser Krise in einer breiten Öffentlichkeit 
diskutiert werden, sind andere Gesichtspunkte weniger stark beleuch-
tet worden, insbesondere nicht die Produktions- und Konsummuster, 
die weder in sozialer noch in ökologischer Hinsicht nachhaltig sind. In 
den Industrieländern aber auch in den Führungsschichten der Ent-
wicklungsländer hat sich ein Lebensstil des intensiven, kreditfinan-
zierten Konsums entwickelt, der hohen Energie- und Rohstoff-
verbrauch beinhaltet – und damit einen massiven Beitrag zum Klima-
wandel. 

Auslöser der aktuellen, von den USA ausgehenden Krise waren ne-
ben fallenden Immobilienpreisen auch hohe Energie- und Benzinprei-
se, die dazu führten, dass viele Familien ihre Hypothekendarlehen 
und Konsumkredite nicht mehr bedienen konnten.  

Die Finanz- und Wirtschaftskrise ist also auch eine Folge fehlerhaf-
ter Energie- und Rohstoffpolitik. Das ist mit Blick auf die USA und die 
dort vorherrschenden Siedlungs- und Verkehrsstrukturen ganz offen-
sichtlich, trifft aber in Teilen auch auf die Europäische Union zu. Wo 
es praktisch keine Alternative zum Fahren mit dem eigenen Auto gibt, 
können nur mit hoher, erzwungener Mobilität Arbeitsplätze erreicht, 


